
 

9. September 2022 

Der vorsorgliche Ausweisentzug ohne Strassen-
verkehrskonnex: Post vom Strassenverkehrsamt 
nach dem Ehestreit 

Aus einem Polizeieinsatz aufgrund von verbaler häuslicher Gewalt ging hervor, dass ein Aargauer ein Al-
koholproblem haben könnte. Die Polizei erstattete daraufhin Meldung an das Strassenverkehrsamt, 
obschon es nie zu einem Zwischenfall im Strassenverkehr kam. Dieses ordnete eine verkehrsmedizini-
sche Begutachtung zur Abklärung der Fahreignung an und verfügte einen vorsorglichen Ausweisentzug, 
da die Gefahr einer Trunksucht nicht ausgeschlossen und damit das Autofahren nicht mehr verantwortet 
werden könne. Der Aargauer hat sich bis vor Bundesgericht dagegen gewehrt – und seinen Führeraus-
weis zurückerhalten (Urteil des Bundesgerichts 1C_780/2021 vom 22. Juni 2022). 
 
 
Fragestellungen 
Eigentlich vollkommen klar: Wer zu viel Alkohol ge-
trunken hat, darf sich nicht mehr hinter das Steuer 
setzen, denn Alkohol kann die Fahrfähigkeit beein-
trächtigen und gefährdet damit die Verkehrssi-
cherheit. Doch was passiert, wenn man ausserhalb 
des Strassenverkehrs alkoholisiert auffällt? In wel-
cher Form darf das Strassenverkehrsamt interve-
nieren? Diesen Fragen widmet sich der vorliegende 
Beitrag und beleuchtet dabei auch die höchstrich-
terliche Rechtsprechung, welche jüngst durch den 
eingangs erwähnten Entscheid ergänzt wurde. 
 
Was darf das Strassenverkehrsamt? – Rechtliche 
Grundlage des vorsorglichen Ausweisentzugs 
Wer ein Motorfahrzeug führt, muss u.a. über die so-
genannte Fahreignung verfügen, das heisst die 
psychischen und physischen Voraussetzungen 
zum sicheren Lenken erfüllen. Das Strassenver-
kehrsamt darf jedoch unter gewissen Umständen 
an der Fahreignung zweifeln und präventiv Mass-
nahmen gegen Motorfahrzeuglenker verfügen. Be-
stehen konkrete Anhaltspunkte für eine fehlende 
Fahreignung, so kann insbesondere der Führeraus-
weis vorsorglich entzogen werden (Art. 30 VZV). 
 

In Bezug auf den Alkoholkonsum begründet das Er-
reichen bestimmter Grenzwerte einen Anfangsver-
dacht der mangelnden Fahreignung. Es muss in 
diesen Fällen zwingend eine verkehrsmedizinische 
Untersuchung angeordnet werden, um die in Zwei-
fel gezogene Fahreignung abzuklären. Konkret be-
deutet dies, dass sich eine Person ohne Einzelfall-
prüfung einer solche Untersuchung unterziehen 
muss, wenn sie mit einer Blutalkoholkonzentration 
von mindestens 1.6 ‰ oder einer Atemalkoholkon-
zentration von mindestens 0.8 mg/l Atemluft fährt 
(Art. 15d Abs. 1 lit. a SVG i.V.m. Art. 28a Abs. 1 lit. a 
VZV). Selbst wenn jedoch diese Schwelle nicht er-
reicht wird aber ein Verkehrsteilnehmer beispiels-
weise wiederholt unter Alkoholeinfluss fährt oder 
trotz erheblichem Alkoholkonsum keine Anzeichen 
dafür zeigt, kann dies als Hinweis auf eine fahreig-
nungsausschliessende Alkoholabhängigkeit quali-
fiziert werden. 
 
Die Anordnungen des Strassenverkehrsamtes set-
zen jedoch nicht zwingend voraus, dass eine Per-
son alkoholisiert hinter dem Steuer sass. Dies mag 
erstaunen. Wie der eingangs geschilderte Fall 
zeigt, können auch unabhängig von Verfehlungen 
im Strassenverkehr Bedenken an der Fahreignung 
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aufkommen; dies beispielsweise aufgrund eines 
Polizeiberichts (das Aargauer Polizeigesetz erlaubt 
der Polizei, entsprechende Vorkommnisse dem 
Strassenverkehrsamt zu melden, § 51 Abs. 1 PolG 
AG) oder der Meldung eines Arztes beim Strassen-
verkehrsamt. Die Anordnung einer verkehrsmedizi-
nischen Untersuchung kann sich folglich auch bei 
Auffälligkeiten ausserhalb des Strassenverkehrs 
rechtfertigen, sobald Hinweise auf ein tatsächlich 
verkehrsrelevantes Suchtverhalten vorliegen. Eine 
Blutalkoholkonzentration von 2.5 ‰ oder mehr im-
pliziert in der Regel eine sehr hohe Alkoholtoleranz 
(Gewöhnung) und deutet beispielsweise auf eine 
Alkoholabhängigkeit hin. Eine solche Trunksucht 
würde der Fahreignung mit anderen Worten wider-
sprechen. Mit dieser Praxis wird sichergestellt, 
dass Verkehrsteilnehmer stets zwischen «Trin-
ken» und Fahren unterscheiden können. 
 
Was sagt das Bundesgericht? – Kasuistik zum 
Ausweisentzug ohne Strassenverkehrskonnex 
Im eingangs erwähnten Fall erachtete das Bundes-
gericht die Anhaltspunkte für ein tatsächlich ver-
kehrsrelevantes Suchtverhalten ausserhalb des 
motorisierten Strassenverkehrs aufgrund des ehe-
lichen Streites unter Alkoholeinfluss im konkreten 
Fall als nicht erstellt, weshalb dem Betroffenen 
sein Führerausweis zurückgegeben wurde. Bereits 
im Jahr 2011 erging ein gleichlautendes Urteil nach 
einem Vorfall häuslicher Gewalt unter dem Einfluss 
von 1.99 ‰ Alkoholkonzentration im Blut. Auch im 
Falle eines Fussgängers, der auf dem Trottoir 
stürzte und dabei unter dem Einfluss von 2.27 ‰ 
stand und zudem einen einschlägig getrübten au-
tomobilistischen Leumund hatte, kam das Bundes-
gericht zum Schluss, dass die angeordnete ver-
kehrspsychiatrische Abklärung ungerechtfertigt 
sei. Es handle sich um ein isoliertes Ereignis ohne 
Bezug zu einer allfälligen Teilnahme am motorisier-
ten Strassenverkehr, weshalb die Annahme, der 
Mann werde erneut in verkehrsrelevanter Weise Al-
kohol konsumieren, nicht gerechtfertigt sei. 
 
Anders hingegen entschied das Bundesgericht, 
dass die verkehrsmedizinische Untersuchung zu 
rechtfertigen ist, wenn dem zu Hause angetroffe-
nen Mann bis zu 2.34 ‰ nachgewiesen werden 

konnte und er regelmässig grössere Mengen Alko-
hol konsumierte aber keine Erklärung für den be-
achtlichen Schaden an seinem schräg auf dem 
Trottoir parkierten Fahrzeug liefern konnte. Aus-
serdem verursachte er alkoholisiert einen Selb-
stunfall mit dem E-Bike. Dies führte dazu, dass an-
genommen werden musste, der Betroffene könne 
den Alkoholkonsum nicht von der Teilnahme am 
Strassenverkehr trennen. Das Bundesgericht fällte 
auch bei einer Fussgängerin (bis zu 3.38 ‰), die 
beim Überqueren der Hauptstrasse in einen Unfall 
verwickelt wurde, einen gleichlautenden Ent-
scheid. Sie musste sich ebenfalls einer verkehrs-
medizinischen Untersuchung unterziehen, 
obschon sie im Moment der Auffälligkeit kein (Mo-
tor-)Fahrzeug führte. 
 
Fazit & Empfehlung 
Fehlt es bei einer Auffälligkeit unter Alkoholein-
fluss gänzlich an jeglichem Zusammenhang zum 
Strassenverkehr, wie dies bei einem Ehestreit der 
Fall ist, zeigt sich die Praxis äusserst zurückhal-
tend und zweifelt in der Regel nicht an der Fahreig-
nung des Betroffenen bzw. erachtet eine verkehrs-
medizinische Untersuchung als nicht gerechtfer-
tigt. Besteht jedoch zumindest ein geringer Konnex 
zur Teilnahme am (motorisierten) Strassenverkehr, 
kann das Strassenverkehrsamt die Fahreignung 
zulässigerweise in Zweifel ziehen. Im Falle von aus-
reichend konkreten Anhaltspunkten bzw. Hinwei-
sen auf das Fehlen der Fahreignung kann folglich 
eine verkehrsmedizinische Abklärung angeordnet 
und der Ausweis vorsorglich entzogen werden. Die 
Wiedererteilung des Führerausweises hängt dann 
vom günstigen Ausgang dieser Untersuchung ab, 
was für den Betroffenen sehr einschneidend und 
zeitaufwändig sein kann. Insbesondere die gesetz-
lich verankerten Grenzwerte lösen im Strassenver-
kehr die Vermutung aus, der Lenker verfüge nicht 
über die erforderliche Fahreignung. Diese Vermu-
tung muss im Einzelfall sodann mit einer Untersu-
chung widerlegt werden. Überdies kann die Wie-
dererteilung des Führerausweises an Auflagen ge-
knüpft werden (bspw. Nachweis von Alkoholabsti-
nenz o.ä.). 
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Sollten Sie sich in einer ähnlichen Situation wieder-
finden, dann zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren. 
Wir verfügen zudem auch über Erfahrung in den 
Schnittstellen von Betäubungsmittelkonsum und 

Strassenverkehr, wo sich eine ähnliche Problema-
tik stellt.  
 
 
 

 
 

  

 Dominik Brändli 
Partner / lic. iur., Rechtsanwalt 
dominik.braendli@5001.ch 

Unsere Experten unterstützen Sie sowohl beim Zu-
rückerlangen des Führerausweises nach einem un-
gerechtfertigten Entzug, als auch durch massge-
schneiderte Coachings, falls Sie sich doch einmal ei-
ner verkehrsmedizinischen Begutachtung unterzie-
hen müssen. 

  

Tom Schaffner 
Partner / MLaw, Rechtsanwalt 
tom.schaffner@5001.ch 

   
 
 
 
 
 
 

Wir beraten Sie gerne und prüfen die verfügten An-
ordnungen. Da der, für die administrativrechtlichen 
Massnahmen entscheidende, Sachverhalt oft be-
reits im Strafverfahren festgestellt wird, lohnt sich 
eine Intervention bereits bevor das Strassenver-
kehrsamt aktiv wird. 

 


